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Antrag 

der Abgeordneten Christine Scheel, Andrea Fischer (Berlin), Irmingard Schewe- 
Gerigk, Marieluise Beck (Bremen), Matthias Berninger, Annelie Buntenbach, Rita 
Grießhaber, Antje Hermenau, Kristin Heyne, Monika Knoche, Oswald Metzger, 
Simone Probst, Werner Schulz (Berlin), Marina Steindor, Margareta Wolf-Mayer und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Soziale und gerechte Einkommensteuerreform 1996 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Die Besteuerung des Existenzminimums der Bürgerinnen und 

Bürger ist verfassungswidrig. 

Auch nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts im 
Jahre 1992 hat die Bundesregierung diesen Zustand nicht 
umgehend beseitigt, sondern sie hat sich mit einer Übergangs- 
regelung begnügt, die das Einkommensteuerrecht noch kom- 
plizierter und unübersichtlicher macht. Die Bundesregierung 
ist auch jetzt nicht zu einer Reform des Einkommensteuer- 
rechts bereit, die den verfassungsrechtlichen Vorgaben folgt 
und zugleich einen Beitrag zu mehr Gerechtigkeit und zu 
größerer Übersichtlichkeit und Transparenz im Steuersystem 
leistet. 

Entsprechend der Forderung des Bundesverfassungsgerichts 
muß vom Einkommen steuerlich freigestellt sein, was zur Be- 
friedigung des existenznotwendigen Bedarfs aus öffentlichen 
Mitteln zur Verfügung gestellt wird. Dies bedeutet, daß das 
steuerliche Existenzminimum nicht unter dem Sozialhilfesatz 
liegen darf. Die Entwicklung des Existenzminimums der So- 
zialhilfe bis 1996 ist maßgeblich durch die Gesetzgebung des 
Bundes des Jahres 1993 determiniert, insbesondere durch den 
sogenannten Solidarpakt sowie das Steuerbereinigungs- und 
Mißbrauchsbekämpfungsgesetz. Nach Auffassung des Bun- 
des der Steuerzahler ist für den gesamten Zeitraum von 1992 
bis 1996 eine Steigerung des Sozialhilfebedarfs von bis zu 
15 % anzunehmen. Vor diesem Hintergrund ist für 1996 von 
einem Existenzminimum im Sinne des Bundesverfassungs- 
gerichts von 14 000 DM für Alleinstehende auszugehen. 
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2. Der Familienlastenausgleich ist unsozial und ungerecht 

Unter dem Begriff „Familienlastenausgleich" verbirgt sich 
eine Vielzahl von familienentlastenden Regelungen. Im enge- 
ren Sinne wird darunter neben dem Ehegattensplitting eine 
Kombination aus Kindergeld und Kinderfreibetrag (sog. dua- 
les System) verstanden. 

Diese Instrumente des Sozialstaates verhindern jedoch nicht, 
daß eine wachsende soziale Ausgrenzung von Alleiner- 
ziehenden sowie von kinderreichen Familien stattfindet. 
Längst ist das Leben mit Kindern für viele Menschen zu einem 
Armutsrisiko geworden. Immer mehr Familien kommen selbst 
mit mittleren Erwerbseinkommen nicht mehr ohne Sozialhilfe 
über die Runden. 

Dabei sparen die Eltern trotz knappster Regelsätze häufig 
noch bei sich selbst - am eigenen Essen oder an der Busfahrt 
denn am härtesten trifft Armut die Kinder. 

In den neuen Bundesländern sieht es nicht anders aus als im 
übrigen Bundesgebiet. Der jüngste Armutsbericht von DGB 
und Paritätischem Wohlfahrtsverband kommt sogar zu dem 
Schluß, daß die Armut im ostdeutschen Umbruch vor allem 
eine Armut von Kindern und Jugendlichen ist. 

2.1 Kinderlastenausgleich 

Im Hinblick auf die Freistellung des Existenzminimums von 
Kindern besteht auch nach dem entsprechenden Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts die Möglichkeit, eine Lösung 
außerhalb des Steuersystems zu suchen. Diese Möglichkeit 
wird zum Ausstieg aus dem dualen System genutzt. Statt des- 
sen wird ein einheitliches Kindergeld eingeführt. Das Bundes- 
verfassungsgericht hat es zur Auflage gemacht, daß bei einer 
Neuregelung im Vergleich zum Status quo für keine Familie 
eine Schlechterstellung eintreten darf. Aus diesem Grund 
darf ein einheitliches Kindergeld den Betrag von monatlich 
300 DM nicht unterschreiten. 

2.2 Reform des Ehegattensplittings 

Das heutige Ehegattensplitting fördert ausschließlich eine be- 
stimmte Lebensform von Erwachsenen, die angesichts der zu- 
nehmenden Pluralisierung der Lebensformen an gesellschaft- 
licher Bedeutung verliert. Für diese überkommene Form der 
Steuersubvention wendet das Gemeinwesen jährlich rund 
40 Mrd. DM auf, während es auf der anderen Seite an öffent- 
lichen Mitteln fehlt, um das Leben mit Kindern wirksamer zu 
fördern. 

An dieser Stelle müssen dringend neue Prioritäten gesetzt 
werden. Die steuerlichen Privilegien der Ehe als frei gewählte 
Lebensgemeinschaft von Erwachsenen müssen zugunsten 
der notwendigen Förderung aller Lebensgemeinschaften mit 
Kindern reduziert werden. 
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3 . Steuervereinfachung, Abbau von Steuervergünstigungen und 
Vollzugsdefiziten 

Das Einkommensteuerrecht enthält eine Vielzahl von überhol- 
ten, widersprüchlichen sowie ökologisch kontraproduktiven 
und unsozialen Regelungen. Dies führt zu verteilungspoli- 
tisch, ökonomisch und ökologisch nachteiligen Wirkungen. 
Zusätzlich ist das Steuersystem durch die vielen steuerlichen 
Subventionstatbestände weitgehend intransparent geworden. 
Die Bürgerinnen und Bürger empfinden deshalb das Steuersy- 
stem zu Recht als unverständlich und ungerecht. 

Es ist daher notwendig, daß die Tarifreform mit einer Revision 
der steuerlichen Bemessungsgrundlage im Einkommensteu- 
errecht verbunden wird. Dies ermöglicht nicht nur eine Kom- 
pensation der Steuerausfälle, die durch die Tarifreform ent- 
stehen, sondern zielt zugleich auf den Abbau bisheriger 
Steuerungerechtigkeiten ab, die das Einkommensteuersy- 
stem kennzeichnen. 

Insgesamt kann ein großer Teil der Steuerausfälle, die aus 
Steuerhinterziehung und Steuerverkürzung entstehen (sie 
werden von der Deutschen Steuergewerkschaft auf etwa 
146 Mrd. DM geschätzt), durch eine größere Prüf ungs dichte 
im Bereich der Steuerfahndung und Betriebsprüfung redu- 
ziert werden. Die Steuererhebung muß mit einer ausreichen- 
den Kontrolle verbunden werden, um zu gewährleisten, daß 
das materielle Steuerrecht tatsächlich durchgesetzt wird. 

4. Föderale Auswirkungen der Gesamtreform 

Durch die Tarifreform und den Abbau von Steuervergünsti- 
gungen kommt es zu erheblichen Steuermehreinnahmen auf 
allen föderalen Ebenen. Durch die Neuordnung des Familien- 
lastenausgleichs bleibt im Endeffekt eine insgesamt höhere 
Belastung des Bundes in Höhe von etwa 26 Mrd. DM. Daher 
bleibt im Nachgang zu den Änderungen bei der Einkommen- 
steuer und dem Familienlastenausgleich die zusätzliche 
Aufgabe, die Finanzverteilung zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden entsprechend der veränderten Finanzströme an- 
zupassen. Die höhere Belastung des Bundes muß durch eine 
Korrektur der Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und 
Ländern ausgeglichen werden. 

Die Gemeinden sind zunehmend mit bundesgesetzlichen Ver- 
pflichtungen im sozialpolitischen Bereich konfrontiert. Ange- 
sichts der angespannten Finanzlage der Gemeinden ist es da- 
her erforderlich, daß hier die steuerlichen Mehreinnahmen 
von rund 5 Mrd. DM weitgehend von der Umverteilung ausge- 
nommen werden. 


11 . 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einen 
Gesetzentwurf zur Reform des Einkommensteuerrechts vorzu- 
legen, der folgende Neuregelungen vorsieht: 
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1 . Steuerliche Freistellung des Existenzminimums 

Das Existenzminimum der steuerpflichtigen Bürger und Bür- 
gerinnen wird für das Jahr 1996 in Höhe von 14 000 DM als 
tariflicher Grundfreibetrag von der Besteuerung freigestellt. 
Damit ist zugleich sicherzustellen, daß das steuerfreie Exi- 
stenzminimum allen Steuerpflichtigen aus dem Steuerbe- 
scheid ersichtlich ist. 

Entscheidendes Prinzip der Reform muß es sein, das Existenz- 
minimum insgesamt vor dem Zugriff des Staates zu schützen. 
Um in Zukunft eine angemessene Anpassung des Existenzmi- 
nimums zu gewährleisten, wird künftig alle zwei Jahre die 
Höhe des Grundfreibetrages überprüft werden. 

2. Neuregelung des Familienlastenausgleichs 

2. 1 Ausreichendes Kindergeld statt Freibeträge 

a) Der Kinderfreibetrag im Einkommensteuerrecht wird ge- 
strichen. Statt dessen wird ein einheitliches Kindergeld in 
Höhe von 300 DM pro Kind ausgezahlt. 

Dieses Kindergeld ist nach Vollendung des 16. Lebensjah- 
res bei Rücknahme der Kürzungen durch das Spar-, Kon- 
solidierungs- und Wachstumsgesetz (Teil 1) unter den 
Voraussetzungen des § 2 des Bundeskindergeldgesetzes 
weiterzuzahlen. Es ist dabei sicherzustellen, daß der An- 
spruch auf das Grundkindergeld unabhängig von der 
Staatsangehörigkeit allen zusteht, die sich rechtmäßig 
und nicht nur zu Besuchszwecken in der Bundesrepublik 
Deutschland aufhalten. 

b) Es wird eine unabhängige Expertenkommission einge- 
richtet, die dem Deutschen Bundestag jährlich einen 
Bericht über die Armut von Kindern (und Erwachsenen) 
vorlegt und Vorschläge zu einer Neubestimmung des So- 
zialhilfebedarfs erarbeitet. Der Deutsche Bundestag soll 
auf dieser Grundlage über eine regelmäßige Anpassung 
des Kindergeldes entscheiden. 

2.2 Individualbesteuerung statt Ehegattensplitting 

Die bisherige steuerliche Förderung von zusammenveranlag- 
ten Ehepaaren wird gestrichen. An die Stelle des Ehegatten- 
splittings tritt eine sozialverträgliche Individualbesteuerung. 
Unterhaltsleistungen zwischen Ehegatten werden maximal in 
dem Umfang steuermindernd anerkannt, in dem der Gesetz- 
geber das steuerliche Existenzminimum festlegt. Daraus folgt, 
daß Unterhaltsleistungen zwischen den Ehegatten bis zu 
einem Betrag von 14 000 DM steuermindernd geltend ge- 
macht werden können. Dies geschieht durch Einarbeitung 
dieses Betrages in eine integrierte neue Splittingtabelle (vgl. 
Anlage 2 des Antrags). 

3. Verfassungskonforme und sozial gerechte Tarif reform 

Die Freistellung des Existenzminimums wird integriert in eine 
verfassungskonforme Tarifreform, die ohne Tarifsprünge und 
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ohne unverhältnismäßig hohe Grenzbelastungen auskommt. 
Ein integriertes Steuerreformprojekt, das zusätzlich die Frei- 
stellung des Existenzminimums und die Reform des Familien- 
lastenausgleichs einbezieht, enthält die folgenden unverzicht- 
baren Elemente: 

a) Der Eingangssteuersatz wird auf 25 % angehoben. Damit 
wird ein Teil der Kosten der Freistellung des Existenzmini- 
mums auf gefangen. Dies ermöglicht -bei Fortbestand des 
linear-progressiven Tarifs unter gleichzeitigem Wegfall 
der unteren Proportionalzone - eine deutliche Entlastung 
der unteren und mittleren Einkommen. 

b) Der Spitzensteuersatz beträgt wie bisher 53 % und wird 
bei einem zu versteuernden Einkommen von 120 000 DM 
erreicht. 

4. Steuervereinfachung und Revision der Bemessungsgrund- 
lagen 

Der Abbau von Steuervergünstigungen und Maßnahmen zur 
Steuervereinfachung erfolgt nach folgenden Kriterien: 

— Abbau von Steuervergünstigungen bei der Unternehmens- 
besteuerung und für Besserverdienende. Vergünstigun- 
gen, die den zu versteuernden Gewinn durch unternehme- 
rische Tätigkeit in überhöhter und unangemessener Weise 
reduzieren, sollen künftig wegfallen. Bestimmungen des 
Einkommensteuergesetzes, die dem steuerlichen Miß- 
brauch und der Korruption Vorschub leisten, werden ge- 
strichen. 

— Einschränkung von steuerfreien Einnahmen, Frei- und 
Entlastungsbeträgen. Die Ausnahmetatbestände des 
Steuerrechts werden auf der Grundlage des deutlichen 
Einkommenszugewinns der Bürger und Bürgerinnen 
durch die Steuerfreistellung des Existenzminimums und 
die spürbare Entlastung der Familien durch das neue Kin- 
dergeld präzisiert und eingeschränkt. Ungerechtfertigte 
Besserstellungen von Spitzenverdienern des deutschen 
Kultur- und Sportwesens, die ihren Wohnsitz im Ausland 
haben, werden korrigiert. 

— Einschränkung des Abzugs von Betriebsausgaben, Wer- 
bungskosten und Sonderausgaben. Hierunter fallen 
steuerliche Subventionen, die den Mißbrauch bei der Er- 
mittlung des zu versteuernden Einkommens begünstigen 
sowie arbeitsmarktpolitisch und/oder umweltpolitisch 
negative Lenkungswirkung entfalten. 

— Rechtsbereinigungen und Steuervereinfachungen. Be- 
stimmungen des Einkommensteuer rechts, die vierzig 
Jahre nach Kriegsende keine Relevanz mehr entfalten, 
werden bereinigt. Zusätzlich werden einige widersprüch- 
liche Ausnahmeregelungen und Bestimmungen, die einen 
unverhältnismäßig hohen Vollzugs aufwand bedeuten, ver- 
einfacht. 
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Die im einzelnen zu ändernden Bestimmungen des Einkom- 
mensteuergesetzes sind im Anhang (Anlage 4) des Antrags 

aufgeführt. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung aufgefordert, um- 
gehend folgende Maßnahmen zu ergreifen: 

— Eine rasche Revision der Zinsbesteuerung. Hohe Zinsein- 
künfte dürfen nicht länger vor den Finanzbehörden ver- 
schwiegen werden. Deshalb ist es notwendig, eine Rege- 
lung zur steuerlichen Erfassung der gesamten Einkünfte 
festzulegen. Die Einführung von Kontrollmitteilungen an 
die Finanzverwaltung ist ein wirksames Mittel zur Ein- 
dämmung der bisher risikolosen Steuerhinterziehung bei 
Kapitalerträgen. 

— Eindämmung der Kapitalflucht. Um die aktuell stark ange- 
stiegene Kapitalflucht - seit Beginn der Quellensteuer- 
debatte sind über 150 Mrd. DM in Luxemburg angelegt 
worden - zu unterbinden, muß zusätzlich eine EU-weite 
Regelung zur Zinsbesteuerung gefunden werden. Seit 
1989 existiert ein Richtlinienvorschlag der EU-Kommis- 
sion für ein europäisches System der Kapitalertragsteuer. 
Die Bundesregierung muß deshalb energisch darauf drän- 
gen, daß endlich eine wirksame Harmonisierung der Zins- 
besteuerung erreicht wird. 

— Ein rascher Abbau der Steuerrückstände. Allein im Be- 
reich der veranlagten Einkommensteuer existieren Steuer- 
rückstände in Höhe von etwa 10 Mrd. DM. 

— Bekämpfung des Subventionsmißbrauchs. Notwendig ist 
dazu eine Änderung des § 93a AO, damit Subventionsgeber 
generell verpflichtet werden, Subventionen und ähnliche 
Fördermaßnahmen den Finanzbehörden mitzuteilen. Eine 
stärkere Kontrolle dieser steuerrechtlichen Einkunftsart 
ermöglicht Steuereinnahmen in erheblichem Umfang. 

— Rückstellungsvorschriften präzisieren. Die extensive Aus- 
nutzung von Rückstellungsvorschriften führt zu Steuermin- 
dereinnahmen in erheblichem Umfang. Eine Präzisierung 
der Vorschriften der Bewertung von Rückstellungen (§253 
Abs. 1 HGB bzw § 6 Abs. 1 EStG) würde zu deutlichen Mehr- 
einnahmen auch bei der Einkommensteuer führen. 

— Ausweitung der Betriebs- und Steuerprüfung. Dem Fiskus 
entstehen Jahr für Jahr Verluste in Milliardenhöhe, weil 
die Finanzämter personell unterbesetzt sind und Steuer- 
hinterziehung nicht angemessen bekämpfen können. Es 
werden in erheblichem Umfang zusätzlich Betriebs- und 
Steuerprüfer eingestellt. 

Bonn, den 27. März 1995 

Christine Scheel 
Andrea Fischer (Berlin) 

Irmingard Schewe-Gerigk 
Marieluise Beck (Bremen) 

Matthias Berninger 
Annelie Buntenhach 
Rita Grießhaber 
Antje Hermenau 
Kristin Heyne 


Monika Knoche 
Oswald Metzger 
Simone Probst 
Werner Schulz (Berlin) 

Marina Steindor 
Margareta Wolf-Mayer 
Joseph Fischer (Frankfurt); Kerstin 
Müller (Köln) und Fraktion 
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Begründung 

Das Bundesverfassungsgericht hat den geltenden Lohn- und Ein- 
kommensteuertarif für verfassungswidrig eiklärt, weil er nicht dem 
Gebot entspricht, das Existenzminimum von der Einkommensteuer 
freizustellen. Das Gericht hat den Gesetzgeber verpflichtet, späte- 
stens zum 1. Januar 1996 eine verfassungsgemäße Neuregelung zu 
treffen. Bei der Entscheidung über den künftigen Tarifverlauf sind 
jedoch nicht nur die unmittelbaren Vorgaben des Verfassungs- 
gerichts zu berücksichtigen, vielmehr müssen die Mängel des Ein- 
kommensteuerrechts insgesamt auf den Prüfstand. Die Steuer- 
erhöhungen der letzten Jahre haben die unteren Einkommen be- 
sonders stark belastet, während die steuerlichen Entlastungen vor 
allem den einkommensstarken Gruppen in der Bevölkerung zu- 
gute kamen. 

Die Folge ist insgesamt eine ungerechte Lastenverteilung zwi- 
schen Niedrig- und Hochverdienenden, zwischen Arbeitnehmern 
und Selbständigen bzw. Unternehmern, zwischen Einkünften aus 
Erwerbstätigkeit und Vermögen. Diese Ungleichheit im Steuer- 
system, die dem Prinzip der Besteuerung nach der Leistungsfähig- 
keit widerspricht, hat sich durch die Steuerreformen der letzten 
Jahre deutlich vertieft. 

Die zusätzlichen Abgaben- und Steuerbelastungen der letzten 
Jahre haben sich vornehmlich auf die unteren und mittleren Ein- 
kommensbereiche konzentriert. Die ökonomische Leistungsfähig- 
keit dieser Einkommensgruppen wurde dadurch zunehmend ein- 
geschränkt. Die Steuerpolitik der Bundesregierung hat damit zu- 
gleich die konjunkturelle Erholung und damit auch den finanzpoli- 
tischen Konsolidierungsprozeß in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nachhaltig erschwert und ist somit auch wirtschaftspolitisch 
verfehlt. 

Neben den strukturellen Verwerfungen im Steuersystem ist eine 
generelle Tendenz zu einer immer höheren Gesamtsteuerbelastung 
festzustellen. Mit den jüngsten zusätzlichen Belastungen (Solida- 
ritätszuschlag und Pflegeversicherung) muß von Durchschnittsver- 
dienern inzwischen fast die Hälfte des Einkommens für Steuern 
und Abgaben aufgewendet werden; Seit 1990 stieg die Abgaben- 
quote, die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge umfaßt, von 
40,6 auf rund 44 % des Bruttoinlandsprodukts. 

Es ist unstrittig, daß bis zur Angleichung der Lebensverhältnisse in 
den neuen Bundesländern an die alten Bundesländer finanzielle 
Transferleistungen von West- nach Ostdeutschland erfolgen müs- 
sen. Diese zusätzlichen Leistungen der öffentlichen Haushalte 
machen auf absehbare Zeit eine höhere Belastung aller Einkom- 
men unausweichlich. Trotzdem sind gerade die unteren und mittle- 
ren Einkommen in Ostdeutschland von strukturellen Fehlern der 
Bundesregierung in den letzten Jahren besonders hart betroffen 
worden. Sie werden durch die hier vorgeschlagene Tarifreform und 
den neuen Familenlastenausgleich spürbare Entlastungen erfah- 
ren. 

Entscheidende Aufgabe der Politik ist es, die Lasten auf die richti- 
gen Schultern zu verteilen. Diese Aufgabe kann nicht allein mittels 
Korrekturen bei der Einkommensteuer gelöst werden. Vielmehr ist 
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es notwendig, das Steuer- und Abgabensystem insgesamt gerech- 
ter zu gestalten. Darüber hinaus sind Reformen auch in anderen Be- 
reichen des Steuersystems unerläßlich. Die progressive Belastung 
höherer Einkommen, die jedoch vielfach durch steuerliche Subven- 
tionen und Steuerhinterziehung durchbrochen wird, hat die sozial 
unverträgliche Verteilung privater Vermögen nur abgemildert, 
aber nicht entscheidend korrigiert. Deshalb bleibt es eine wichtige 
Aufgabe, eine sozialverträgliche und ökonomisch vernünftige Be- 
steuerung von Vermögen sicherzustellen. 

Das Ziel ist nicht nur die Schaffung von Verteilungsgerechtigkeit. 
Viele Menschen sind heute zu Recht zur Überzeugung gekommen, 
daß das Steuersystem nicht fair ist. Nur wenige glauben, daß sie bei 
der Entrichtung ihrer Steuern einen Beitrag für die Allgemeinheit 
leisten. Es ist deshalb notwendig, Steuern und Abgaben so zu ge- 
stalten, daß sie von den Bürgerinnen und Bürgern als notwendigen 
Beitrag zur Finanzierung ihres Gemeinwesens angesehen werden 
können. Es ist unerläßlich, das Einkommensteuersystem umfas- 
send zu reformieren. Transparenz, Vereinfachung und Gerechtig- 
keit sind hierzu die leitenden Grundsätze. 

1. Steuerliche Freistellung des Existenzminimums 

Bereits 1990 hat das Bundesverfassungsgericht festgestellt, 
daß der Staat den Bürgern das aus eigener Kraft erzielte Ein- 
kommen bis zum Existenzminimum nicht entziehen darf. Dar- 
über hinaus ist der Staat verpflichtet, mittellosen Bürgerinnen 
und Bürgern zur Befriedigung der minimalen Lebensbedürf- 
nisse soziale Leistungen zu gewähren (Beschluß des BVerfG 
vom 29. Mai 1990, BStBl II 1990, S. 635 ff.). Der geltende Grund- 
freibetrag ist in einem weiteren Grundsatzurteil vom 25. Mai 
1992 als verfassungswidrig erklärt und die Bundesregierung 
aufgefordert worden, bis 1996 das Existenzminimum von der 
Einkommensbesteuerung freizustellen. 

Eine zentrale Aufgabe der anstehenden Reform ist es deshalb, 
das Existenzminimum steuerfreizu stellen. Die entscheidende 
Frage ist dabei, wie hoch dieser Betrag sein muß. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil von 1992 
ausgeführt, daß von den Erwerbsbezügen steuerlich freige- 
stellt sein muß, was zur Befriedigung des existenznotwendi- 
gen Bedarfs aus öffentlichen Mitteln zur Verfügung gestellt 
wird. Daraus folgt, daß das von der Steuer zu verschonende 
Existenzminimum den im Sozialhilferecht bestimmten Min- 
destbedarf nicht unterschreiten darf. 

Das Bundesverfassungsgericht hat bereits 1992 einen Betrag 
von 12 000 bis 14 000 DM als steuerfrei zu stellendes Existenz- 
minimum genannt. 

Aufgrund der Regelsatzentwicklung ist für 1996 von einem 
Existenzminimum von 14 000 DM auszugehen. Dieser Betrag 
ist als Mindestbetrag zu betrachten. Das heutige Niveau der 
Sozialhilfe wird von Betroffenen wie auch von Teilen der Wis- 
senschaft zu Recht als zu niedrig kritisiert. Der elementare 
Grundsatz der Bedarfsbezogenheit der Sozialhilfe wird seit 
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Jahren verletzt. Die zahlreichen Einschnitte in das Leistungs- 
recht der Sozialhilfe der vergangenen Jahre haben in Form der 
Deckelung der Regelsatzentwicklung eine neue Qualität er- 
reicht. 

Eine grundlegende Auseinandersetzung mit dem Sozialhilfe- 
bedarf ist daher dringend erforderlich. Unter Beteiligung von 
Betroffenen und unabhängigen Wissenschaftlern sollten 
neue, am Bedarf orientierte Modelle der Regelsatzbestim- 
mung entwickelt werden. 

Die Bundesregierung verstößt mit dem Vorschlag, ein Exi- 
stenzminimum von rund 12 000 DM steuerlich zu berücksichti- 
gen, nicht nur gegen das Verfassungsgebot einer ausreichen- 
den steuerlichen Freistellung des Existenzminimums, sondern 
vernebelt zugleich durch das systemfremde Konzept der 
Grundentlastung die tatsächlichen Entlastungen der ver- 
schiedenen Einkommen. 

So sind im unteren bis mittleren Einkommensbereich die Ent- 
lastungen am geringsten: Einkommen von 40 000 DM werden 
nur mit einem Betrag von 114 DM entlastet, während die Ein- 
kommen von 120 000 DM durch die vorgesehene Steuersen- 
kung mit einem Betrag von 659 DM entlastet werden. Ge- 
messen an der relativen Steuerbelastung bedeutet dies eine 
deutliche Schlechterstellung der unteren bis mittleren Ein- 
kommen. 

Der halbherzige Versuch der Bundesregierung, die Bedingun- 
gen des Bundesverfassungsgerichts ohne größere Tarifände- 
rungen zu erfüllen, führt nicht zu mehr Steuergerechtigkeit, 
sondern vergrößert das Chaos im Steuersystem. Der linear- 
progressive Tarif wird durch die außertarifliche (gleichzeitig 
abnehmende) Grundentlastung unterlaufen. Das Prinzip der 
steuerlichen Leistungsfähigkeit wird ausgehebelt, da die 
effektive Wirkung von Steuertarif und außertariflicher Ent- 
lastung zu willkürlichen und gleichheitswidrigen Progres- 
sionssprüngen führt. Gleichzeitig führt die degressive Ent- 
lastung, die schon bei einem Einkommen von etwa 43 400 DM 
ausläuft, zu einer stark ansteigenden effektiven Grenzsteuer- 
belastung von 29 %. 

Im unteren Bereich führt dies dazu, daß die Grundentlastung 
von zunächst 1 354 DM bereits bei einem zu versteuernden 
Einkommen von 20 000 DM um mehr als ein Drittel (etwa 516 
DM) abgeschmolzen sein wird. 

Der Vorschlag der Bundesregierung hat zusätzlich den Nach- 
teil, daß bei künftigen Anpassungen des Entlastungsbetrages 
nur ein kleiner Teil der Steuerzahlenden davon profitieren 
wird, während ein anderer Teil überhaupt keine Steuervor- 
teile mehr erhält. Dies bedeutet unter Berücksichtigung der 
durch die Preissteigerungen verursachten heimlichen Steuer- 
erhöhungen, daß bei zukünftig höherem Existenzminimum 
die Belastungen für jene Steuerzahlenden immer höher wird, 
deren Existenzminimum teilweise oder gänzlich der Besteue- 
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rung unterworfen ist. Eine Korrektur erfordert dann nicht nur 
eine Änderung der Höhe des Existenzminimums, sondern zu- 
gleich eine Verschiebung des Bereiches, in dem die Grundent- 
lastung wirkt. 

Deshalb verlangt eine steuersystematisch vernünftige Vor- 
gehensweise die Beibehaltung des bisherigen Prinzips des für 
alle Steuerpflichtigen geltenden Grundfreibetrages, der in 
transparenter und für zukünftige Anpassungen offenen Weise 
die steuerliche Freistellung des Existenzminimums ermög- 
licht. Um in Zukunft eine angemessene Anpassung des zu- 
grunde zu legenden Existenzminimums zu gewährleisten, ist 
es geboten, alle zwei Jahre die Höhe des Grundfreibetrages zu 
überprüfen. Diese Befristung des Grundfreibetrages dient 
auch dazu, im parlamentarisch-öffentlichen Raum die Ge- 
legenheit zu schaffen, über den Sozialhilfebedarf zu disku- 
tieren und hier zu angemessenen, modernen Verfahren der 
Regelsatzbestimmung zu gelangen. 

2. Neuregelung des Familienlastenausgleichs 

2. 1 Kinderlastenausgleich 

Einkommensschwächere Personen sowie Personen, die Trans- 
fereinkommen beziehen, entrichten in der Regel geringfügige 
oder keine Steuern. Dieser Personenkreis profitiert zunächst 
überhaupt nicht von dem heutigen Kinderfreibetrag. Um hier 
einen gewissen Ausgleich zu schaffen, wurde der Kinder- 
geldzuschlag eingeführt. Durch dieses Instrument erhalten 
einkommensschwächere Familien einen Betrag von rund 65 
DM pro Monat zusätzlich zum Kindergeld von heute 70 DM für 
das erste Kind. Dieser Betrag entspricht jedoch nur der 
minimalen Entlastung bei Ausnutzung des steuerlichen Kin- 
derfreibetrages. 

Da die unterschiedliche Entlastungswirkung des steuerlichen 
Kinderfreibetrages zwangsläufig durch die Steuerprogression 
hervorgebracht wird, muß dieses sozialpolitisch fehlsteuernde 
duale System abgeschafft werden. 

Es gibt jedoch auch verfassungsrechtliche Vorgaben zur Ge- 
staltung des Famihenlastenausgleichs. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat 1990 entschieden, daß das Existenzminimum 
von Kindern steuerlich freizustellen sei. Der Gesetzgeber 
wurde verpflichtet, mit Wirkung vom Veranlagungszeitraum 
1996 an, die verfassungswidrige Regelung durch eine verfas- 
sungsgemäße Regelung zu ersetzen. 

Bei der Ermittlung des Existenzminimums eines Kindes geht 
das Bundesverfassungsgericht von dem durchschnittlichen 
Sozialhilfesatz aus, der jährlich pro Kind gezahlt wird. Er darf 
laut Urteil nicht unterschritten werden. Das Existenzminimum 
für Kinder entspricht nach Auffassung des Bundesverfas- 
sungsgerichts für 1993 5 940 DM pro Jahr. 

An dieser Entscheidung ist zu kritisieren, daß sich das Sozial- 
hilfeniveau als Referenzsystem für die Definition des sozio- 
kulturellen Existenzminimums in der Bundesrepublik 
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Deutschland als untauglich erwiesen hat. Unter anderem hat die 
einseitige Sparpolitik der Bundesregierung — zuletzt in Form des 
sogenannten Einfrierens der Regelsätze - den elementaren Grund- 
satz der Bedarfsbezogenheit der Sozialhilfeleistungen verletzt. So 
vertritt z. B. der Deutsche Caritasverband in seinem Armutsbericht 
die Auffassung, daß der durchschnittliche Sozialhilfesatz weit 
unter dem vom Caritasverband ermittelten Existenzminimum liegt. 

In einem ersten Schritt ist eine Anhebung des Kindergeldes auf 
einen Betrag vorzunehmen, der den oben genannten Anforderun- 
gen des Bundesverfassungsgerichts entspricht. Das bedeutet, pro 
Kind muß ein Kindergeld von 300 DM gewährt werden, damit bei 
einem Grenzsteuersatz von 50 % ein fiktiver Kinderfreibetrag von 
7 200 DM erreicht wird. Dies entspricht bei aktualisierter Fort- 
schreibung des Bundesverfassungsgerichtsurteils dem gegenwär- 
tigen Existenzminimum von Kindern. 

Auf diese Weise werden sowohl die sozialen Teilhaberechte von 
Kindern gestärkt als auch der wachsenden Armut und sozialen 
Ausgrenzung von Alleinerziehenden sowie von kinderreichen 
Familien entgegengewirkt. Für diesen Vorschlag spricht zudem 
neben der höheren Verteilungsgerechtigkeit und Zielgenauigkeit 
die größere Transparenz und der - verglichen mit dem heutigen 
dualen System - geringe bürokratische Aufwand. Mittelfristig soll- 
ten jedoch zusätzlich zu dem einheitlichen Kindergeld einkom- 
mensabhängige Aufstockungsbeträge eingerichtet werden. Diese 
Aufstockungsbeträge sollten sich am Bedarf der Kinder unter- 
schiedlicher Altersgruppen orientieren. 

Seit dem 1. Januar 1994 erhalten in der Folge des Spar-, Konsolidie- 
rungs- und Wachstumsgesetzes der Bundesregierung (SKWPG, 
Teil I) nur noch diejenigen Personen Kindergeld, die über eine Auf- 
enthaltserlaubnis oder eine Aufenthaltsberechtigung verfügen. 
Alle Menschen, die nicht über ein unbegrenztes, gefestigtes Auf- 
enthaltsrecht verfügen, z.B. Asylbewerberinnen und Asylbewer- 
ber, sind von diesen Leistungen ausgeschlossen. Dringend notwen- 
dig ist daher die Rücknahme der diskriminierenden Einschränkun- 
gen der Anspruchsberechtigung ausländischer Kinder bzw. Fami- 
lien. Durch das Spar-, Konsolidierungs- und Wachstumsgesetz sind 
zudem die Anspruchsberechtigungen für studierende Kinder und 
Kinder in der Ausbildung drastisch beschnitten worden. Auch 
diese sozial- und bildungspolitisch unverantwortliche Sparmaß- 
nahme muß umgehend korrigiert werden. 


Übersicht 1*) 


Umverteilung zugunsten von Kindern 

— Kindergeldjetzt: 

17,5 Mrd. DM 

— Kinderf reib etrag j etzt : 

18,0 Mrd. DM 

= Leistung für Kinder heute : 

35,5 Mrd. DM 

— Kindergeld neu ; 

(300 DM pro Kind) 

58,8 Mrd. DM 

Di> Mehrausgaben für Kinder 

23,3 Mrd. DM 


*) Vgl. zu den Berechnungen: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung - DIW: 
„Be- und Entlastungswirkungen alternativer Steuertarife nach Einkommens- 
klassen und ihre fiiianziellen Auswirkungen für den Staat"; Gutachten im Auf- 
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Deutschen Bundestag, Berhn, 
März 1995. 
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2.2. Individuaibesteuerung statt Ehegattensplitting 

Der vorliegende Antrag vertritt die Auffassung, daß das Zu- 
sammenleben mit Kindern, nicht aber eine bestimmte Lebens- 
form von Erwachsenen unter den besonderen Schutz der staat- 
lichen Ordnung zu stellen ist. Nach der heutigen Rechtslage 
werden Ehegatten, wenn sie die Zusammenveranlagung wäh- 
len, so besteuert, als würden sie das gemeinsame Einkommen 
jeweils genau zur Hälfte erzielen. Wegen der progressiven 
Steuersätze ist diese Besteuerung um so vorteilhafter, je mehr 
die tatsächlichen Einkommen voneinander abweichen. Im Ex- 
tremfall kann hier eine Steuerersparnis von bis zu 22 842 DM 
pro Jahr gegenüber alleinveranlagten Personen erzielt wer- 
den. Getrennte oder geschiedene Ehegatten werden bereits 
nach geltendem Recht individuell veranlagt. Der oder die 
Unterhaltszahlende kann aber den geleisteten Unterhalt bis 
zu einem Betrag von 27 000 DM jährlich als Sonderausgabe 
absetzen, wobei die Empfängerin bzw. der Empfänger diesen 
Betrag dann als Einkommen versteuern muß (sog. Realsplit- 
ting gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 EStG). 

Eine Reform der Familienbesteuerung ist dringend erforder- 
lich. Hierzu ist ein schrittweises Vorgehen einzuleiten. Zu- 
nächst soll die Zusammenveranlagung von Ehepartnern abge- 
schafft werden. Dieses steuerrechtliche Instrument begün- 
stigt einseitig die Ehe und diskriminiert nachhaltig andere 
Lebensformen. Jeder steuerpolitische Reformschritt muß zu 
einem Abbau dieser unhaltbaren Diskriminierungen beitra- 
gen. Eine ersatzlose Abschaffung des Ehegattensplittings 
würde jedoch für die unteren Einkommensgruppen zu untrag- 
baren sozialen Härten führen. 

Daher sollte das bereits eingeführte und bewährte Modell des 
Realsplittings für geschiedene Ehegatten in modifizierter 
Form auch auf zusammenlebende Ehepartner übertragen 
werden. Der vorliegende Antrag sieht vor, ein modifiziertes 
Realsplitting einzuführen. Damit soll zum einen den gewan- 
delten sozialen Lebensformen Rechnung getragen werden, 
zum anderen soll eine strukturelle Benachteiligung geschie- 
dener Ehegatten im Verhältnis zu verheirateten Ehegatten ver- 
mieden werden. So haben verheiratete Ehegatten im Gegen- 
satz zu geschiedenen Partnern z. B. in aller Regel beträchtlich 
geringere Wohnkosten zu bestreiten. Aus diesem Grund soll 
das Realsplitting nicht uneingeschränkt auf verheiratete Paare 
übertragen werden. Unterhaltsleistungen für die Ehepartne- 
rin bzw. für den Ehepartner sollen daher nur in dem Umfang 
steuermindernd berücksichtigt werden, in dem der Gesetz- 
geber das steuerliche Existenzminimum anerkennt. 

Durch die Abschaffung des Ehegattensplittings kann es zu 
nicht quantifizierbaren Ausweichreaktionen bei den Steuer- 
pflichtigen z.B. durch Übertragung von Einkommensteilen 
kommen. Für die Mehrzahl der Fälle (Einkommen aus un- 
selbstständiger Arbeit) wird dies jedoch kaum möglich sein. 
Ausweichreaktionen werden voraussichtlich insbesondere in 
den Fällen eine Rolle spielen, wo Vermögen übertragen wer- 
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den kann. Da dies aber nicht ohne anderweitige gravierende 
Konsequenzen bleibt, sollte das Phänomen insbesondere 
kurz- und mittelfristig nicht überschätzt werden. 

Zu einer Ausrichtung des Einkommensteuerrechts an den In- 
teressen der Kinder statt an der Ehe gehört auch die Reduzie- 
rung der steuerlichen Begünstigung von Vorsorgeleistungen 
für den nicht arbeitenden Ehepartner. Nachteile für nicht be- 
rufstätige Kindererziehende werden über eine angemessene 
Berücksichtigung der Kindererziehungszeiten bei der Rente 
ausgeglichen. 

3. Tarif ge staltung aus einem Guß 

Die vorgeschlagene Tarifreform konzentriert sich auf eine 
steuerliche Entlastung der kleinen und mittleren Einkommen. 

Im unteren Bereich führt dies dazu, daß die Entlastung von zu- 
nächst 1 600 DM erst bei einem zu versteuernden Einkommen 
von etwa 66 000 DM ausläuft. 

Demgegenüber ergeben sich für die hohen Einkommen durch 
die unmittelbare Wirkung des neuen Einkommensteuertarifs 
im Vergleich zum Tarif von 1990 moderate Mehrbelastungen 
(bei einem Einkommen von 121 000 DM ergibt sich eine zu- 
sätzliche jährliche Belastung von 584 DM) (vgl. Anlagen 1 bis 3). 

Das bedeutet: Deutlichen Entlastungen im unteren und mitt- 
leren Bereich stehen vertretbare steuerliche Zusatzlasten bei 
den hohen Einkommen gegenüber. Dies erscheint - ange- 
sichts der bereits hohen steuerlichen Gesamtlasten, mit denen 
auch die oberen Einkommensgruppen konfrontiert sind - ge- 
rade auch deshalb vertretbar, weil die Effektivbelastung 
durch die Einkommensteuer bei den hohen Einkommen deut- 
lich niedriger ist. Eine Steuerstrategie, die zu einem gerechte- 
ren Steuersystem führen soll, kann indessen nicht allein an 
den nominellen Steuersätzen orientiert sein, sondern muß zu- 
gleich an der Korrektur der steuerlichen Ausnahmetatbe- 
stände ansetzen. Erst in der Gesamtbilanz von steuerlichem 
Subventionsabbau und der Korrektur von nominellen Tarif- 
strukturen erweist sich die Angemessenheit des progressiv 
angelegten Einkommensteuersystems. 

4. Steuervereinfachung und Revision der Bemessungsgrund- 
lagen 

Die Bundesregierung hat darauf verzichtet, die Tarifreform 
mit einem Vorschlag zur Kompensation der Steuerausfälle zu 
versehen. Das bedeutet, daß die Steuerausfälle durch das all- 
gemeine Steueraufkommen finanziert werden müßten. Dies 
würde vor allem die unteren und mittleren Einkommen tref- 
fen. Deshalb ist es notwendig, daß die Tarifreform mit einer 
umfassenden Revision der steuerlichen Bemessungsgrund- 
lage im Einkommensteuerrecht verbunden wird. Dies ermög- 
licht nicht nur eine Kompensation der Steuerausfälle, die 
durch die Tarifreform entstehen, sondern zielt zugleich auf 
den Abbau bisheriger Steuerungerechtigkeiten ab, die das 
Einkommensteuersystem kennzeichnen. 
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Nominelle Steuerbelastungen sind nicht deckungsgleich mit 
den effektiven Belastungen durch das Einkommensteuer- 
recht. Eines der Grundprobleme der Einkommensbesteue- 
rung ist neben der Unübersichtlichkeit die Inkongruenz von 
nominellen Steuersätzen und realer Steuerbelastung. Der 
Sachverständigenrat hat zu Recht darauf verwiesen, daß zwi- 
schen der Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer und 
dem Volkseinkommen ein erheblicher Unterschied auszu- 
machen ist: Bestimmte Arten der Einkommen sind ganz oder 
teilweise steuerfrei und weitere Einkommen werden der Be- 
steuerung widerrechtlich entzogen. 

Es ist deshalb eine vordringliche Reformaufgabe, auch diese 
Einkommen zur Finanzierung der Staatsaufgaben heranzu- 
ziehen. Die nominellen Steuersätze verschleiern, daß die 
Effektivbelastung gerade bei den hohen Einkommen deutlich 
niedriger ist. 

So hat etwa das Zentrum für Europäische Wirtschaftsfor- 
schung eine Schätzung der „echten" Steuerbelastung vorge- 
nommen und kommt zum Ergebnis, daß aufgrund der Steuer- 
vorteile die tatsächlichen Steuereinbußen fast die Hälfte des 
tatsächlichen Lohn- und Einkommensteuervolumens aus- 
machen. Die Einkommensgruppen weisen dabei sehr unter- 
schiedliche Belastungen auf. Die hohen Einkommen werden 
deutlich weniger stark belastet als die niedrigen Einkommen. 

Dies bedeutet: Die effektive Grenzsteuerbelastung (obwohl 
nominell bis auf 53 % ansteigend) sinkt mit steigendem Ein- 
kommen und erreicht bei hohen Einkommen eine Höchstbe- 
lastung von etwa 30 %. Dieser Höchstsatz wird aber nicht von 
den Spitzenverdienern gezahlt, sondern von den Einkommen 
um etwa 80 000 DM. Verantwortlich dafür sind neben den ille- 
galen Möglichkeiten der Steuerhinterziehung die legalen 
Steuersubventionen, die dazu führen, daß Haushalte aus dem 
obersten Zehntel der Einkommenshierarchie von einer zusätz- 
lich verdienten Mark lediglich 70 Pfennig versteuern. 

Die Steuersubventionen verzerren in großem Umfang die tat- 
sächlichen steuerlichen Belastungen. Dies auch deshalb, weil 
es für hohe Einkommen lukrativ ist, in steuerbegünstigte Be- 
reiche auszuweichen (Steuer- Arbitrage). Eine Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage würde im Gegenzug eine deutlich 
niedrigere steuerliche Belastung der Steuerzahlenden ermög- 
lichen. 

Wie die Einkommensteuer-Kommission (Bareis-Kommission) 
zu Recht darlegte, ist ein wichtiger erster Schritt, daß zukünf- 
tig eine gleichmäßige Behandlung aller Einkommmensarten 
stattfindet. Dazu gehört auch, daß einkunftsspezifische 
Steuerbefreiungen, -ermäßigungen, Freibeträge etc. reduziert 
bzw. gestrichen werden. Auf Steuerbefreiungen kann - da- 
durch, daß mit der steuerlichen Freistellung des Existenzmini- 
mums viele soziale Belange abgedeckt werden - in Zukunft 
vielfach verzichtet werden. Dies dient der Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage und zugleich der Vereinfachung des 
Steuerrechts. 
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Die Maßnahmen zur Änderung des Einkommensteuerrechtes 
sind summarisch einschließlich ihrer finanziellen Auswirkun- 
gen im Anhang (Anlage 4) auf gelistet. Alle Vorschläge zusam- 
men ergeben schätzungsweise Steuermehreinnahmen von 
rund 19 Mrd. DM. An dieser Stelle werden exemplarisch 
einige Vorschläge herausgegriffen und begründet. 


lfd. Nr. 
Anlage 4 

Änderungen bei der Einkommensteuer 

Begründung 

1 und 3 

Einschränkung der Absetzbarkeit betrieblich 
genutzter PKW auf 50 000 DM als Betriebsaus- 
gaben. 

Änderung der pauschal unterstellten Annahme 
in den Einkommensteuerrichtlinien (Abschnitt 
118 Abs. 2 Satz 3), daß Geschäftsfahrzeuge, die 
ebenfalls privat genutzt werden, i. d. R. zu 65 bis 
70 % geschäftlich genutzt werden, auf 50 % . 

Betriebsausgaben können grundsätzlich in 
unbegrenzter Höhe steuerlich geltend gemacht 
werden. Dies gilt auch für Geschäftswagen, die 
für den Geschäftsbetrieb unerläßlich sind. Es 
gibt aber keine sachliche Begründung dafür, 
warum diese Regelung auch für teure Luxus - 
Wagen gelten soll. Es wird daher eine Ober- 
grenze von 50 000 DM eingeführt. Kosten, 
die darüber hinausgehen, sollen nicht mehr 
zum Abzug gebracht werden können. 

Die Änderungen der beiden hier genannten 
Bestimmungen sind eine konsequente 
Maßnahme zur Bekämpfung steuerlichen 
Mißbrauchs. 

2 

Abschaffung der steuerlichen Abzugsfähigkeit 
für Schmiergeld. 

Die öffentliche Debatte um Korruptionsbegün- 
stigung und organisierte Kriminalität im 
Beschaffungswesen u. a. durch das Steuerrecht 
zeigt ganz deutlich, daß diese Geschäftsprakti- 
ken endlich ernsthaft eingedämmt werden 
müssen. Ein entsprechender Antrag der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN liegt dem 
Deutschen Bundestag auf Drucksache 13/617 
vor. 

4 und 5 

Die Berücksichtigung von Geschenken und 
Bewirtungskosten als Betriebsausgaben, die 
steuermindernd geltend gemacht werden 
können, werden gestrichen. 

Diese beiden Bestimmungen im Einkommen- 
steuerrecht waren immer wieder Gegenstand in 
der Debatte um bewußt mißbräuchliche 
Steuerhinterziehung. Alle Versuche, hier durch 
neue komplizierte Nachweismodalitäten 

Abhilfe zu schaffen, sind von der Praxis durch 
Absprachen zwischen Restaurantbesuchern 
und Gastwirten konterkariert worden. Eine 
Prüfung durch die Finanzbehörden ist faktisch 
unmöglich. Hier muß ersatzlos gestrichen 
werden. Die Eindämmung der Flut von 
Werbegeschenken ist auch aus ökologischen 
Gründen wünschenswert. 

10 

Die Senkung des Einkommensteuerspitzen- 
satzes für gewerbliche Einkünfte auf 47 % wird 
zurückgenommen. 

Die hier vorgelegte erste Reform des Einkom- 
mensteuerrechtes folgt dem Grundsatz, so 
einfach wie möglich, so gleich wie möglich. 

Eine grundsätzliche Vereinheitlichung vieler 
Ausnahmeregelungen wird angestrebt. Bei 
einer zukünftigen umfassenden Reform der für 
Unternehmen relevanten Steuerbestimmungen, 
die dazu beiträgt, daß wirtschaftlich notwen- 
dige Förderungen kleiner und mittelständischer 
Unternehmen auf direkte Förderung und 
transparente Subventionskontrolle umgestellt 
wird, kann überprüft werden, ob die Gesamt- 
steuerbelastung gesenkt werden kann. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ist das nicht möglich. 
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lfd. Nr. 
Anlage 4 

Änderungen bei der Einkommensteuer 

Begründung 

11 

Die Steuerermäßigung für außerordentliche 
Einkünfte auf den halben Durchschnittssteuer- 
satz wird eingeschränkt. 

Der Deutsche Bundestag folgt hier den Vor- 
schlägen der Bareis-Kommission im Auftrag des 
Bundesministeriums der Finanzen zur Reform der 
Einkommensteuer 1996. Die einmahgen 

Einkünfte werden demnach rechnerisch auf 
maximal fünf Jahre verteüt und mit dem 

Steuersatz veranlagt, der sich als Durchschnitt 
des Jahres, in dem die einmahgen Einkünfte 
erzielt wurden, und dem Durchschnitt des 
Steuersatzes der bis zu vier vorangegangenen 
Jahre, ergibt. Dies müder t die extreme Progres- 
sionswirkung und sorgt für eine gerechte 
Besteuerungsgrundlage . 

14 

16 

17 

Kapitalabfindungen der gesetzlichen Renten- 
versicherung und Beamten (Pensions-) Gesetze 
werden mit einem Freibetrag von 50 000 DM 
steuerfrei gestellt. Darüber hinaus erfolgt die 
Besteuerung wie bei den außerordentlichen 
Einkünften. 

Abfindungszahlungen nach Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses. 

Übergangsgelder aufgrund Entlassung aus 
einem Dienstverhältnis. 

Der Deutsche Bundestag ist nicht der Auffas- 
sung, daß Renten oder Lohnersatzleistungen 
beim gegenwärtigen Zustand des Sozialstaats 
einer Besteuerung unterliegen sollten. 
Kapitalabfindungen allerdings, wie auch 
andere Abfindungszahlungen, Übergangsgel- 
der (s. Nr. 16 und 17) müssen aus Gründen der 
Gerechtigkeit analog den außerordentlichen 
Einkünften behandelt werden. Damit sicherge- 
stellt ist, daß diese Neuregelung auf keinen Fall 
die Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen 
oder Rentenempfänger trifft, wird ein 
sozialverträglicher Freibetrag von 50 000 DM 
eingesetzt, der weiterhin steuerfrei bleibt. Die 
Besteuerung der darüber hinausgehenden 
Einkünfte wird progressionsmildernd entspre- 
chend den außerordentlichen Einkünften 
(Nr. 11) auf mehrere Jahre verteilt. 

15, 18, 
19,21, 

22, 23 

Hier handelt es sich insgesamt um bislang 
steuerfreie Einnahmen von Arbeitnehmern und 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst, die 
unmittelbar mit Aufwendungen der Beschäftig- 
ten zur Berufsausübung Zusammenhängen. 

Alle diese Aufwendungen können zukünftig als 
Werbungskosten geltend gemacht werden. 

Diese Maßnahmen dienen vorrangig zur 
Bereinigung von unsystematischen Wider- 
sprüchlichkeiten bei der Ermittlung des zu 
versteuernden Einkommens. Die Aufwendun- 
gen, die Steuerpflichtige im Hinblick auf ihre 
Erwerbstätigkeit haben, sollen transparent und 
einheitlich als Werbungskosten zum Abzug 
gebracht werden können. Dabei sind weitestge- 
hende Pauschalierungen vorzusehen, um eine 
zusätzliche Vereinfachung bei der Einkommen- 
steuerveranlagung zu implementieren. 

25 

Der Altersentlastungsbetrag wird ge- 
strichen. 

Das Einkommensteuerrecht sieht einen 
Freibetrag bis zu 3 000 DM für Alterseinkünfte, 
die nicht aus Renten- oder Pensionsansprüchen 
herrühren, vor. Dieser Freibetrag wird zugunsten 
des Familienlastenausgleichs gestrichen. 

26 und 

27 

Der Ausbildungsfreibetrag für die Unterbrin- 
gung von Kindern unter 18 Jahren in Internate 
und andere Bildungseinrichtungen wird 
gestrichen. Der Ausbildungsfreibetrag für 
Kinder über 18 Jahre wird auf 3 000 DM 
vereinheitlicht. 

Der neue Familienlastenausgleich ist eine 
adäquate Kompensation für die Einschränkung 
dieser Steuervergünstigungen. Sofern unbillige 
Härten entstehen sollten, wird ein sozialer 
Ausgleich gewährt. Die Sicherung der 
Ausbildung für Kinder über 18 Jahre muß 
darüber hinaus durch eine schnellstmögliche 
Anpassung des BAföG an die gestiegenen 
Lebenshaltungskosten für Studierende 
gewährleistet werden. 
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lfd. Nr. 
Anlage 4 

Änderungen bei der Einkommensteuer 

Begründung 

28 

Anhebung des pauschalen Steuerabzugs auf 
inländische Einkünfte von im Ausland 
lebenden Sportlern, Künstlern u. a. auf 35 %. 

In den letzten Jahren haben immer häufiger 
Sportler und Künstler mit hohen Einkommen 
in der Bundesrepublik Deutschland ihren 
Wohnsitz im benachbarten Ausland genommen. 
Die jetzt gültige Pauschalbesteuerung von 15 % 
entspricht keineswegs der grundsätzlichen 
Durchschnittssteuerbelastung von ca. 30 % bei 
hohen Einkommen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Das Einkommensteuerrecht muß 
daher an dieser Stelle angepaßt werden und 
eine gerechte Besteuerung sicherstellen. 

29 

Beschränkung der Abzugsfähigkeit von Kosten 
für häusliche Arbeitszimmer auf max. 

2 000 DM. 

Der Nachweis und die Prüfung der Aufwen- 
dungen für häusliche Arbeitszimmer, die 
tatsächlich im Zusammenhang mit der 
Erwerbstätigkeit des Steuerpflichtigen stehen, 
ist in der Praxis für den Steuerpflichtigen und 
für die Finanzbehörden mit einem unverhältnis- 
mäßigen Aufwand im Verhältnis zum Ertrag 
verbunden. Zusätzlich ist auch dies eine 
Regelung, die steuerlichen Mißbrauch 
begünstigt. Durch die Einführung dieser 
Obergrenze wird diesen Umständen Rechnung 
getragen. 

30 

Einführung einer Entfernungspauschale mit 

0,50 DM/km für die Fahrten zwischen 
Arbeitsstätte und Wohnsitz. Die berücksichti- 
gungsfähigen Arbeitstage werden pauschal auf 
228 Tage im Jahr festgesetzt. 

Die gültige Kilometerpauschale mit 0,70 DM/km 
ist ein ökologisch nicht zu vertretender Anreiz, 
mit dem Auto zur Arbeit zu fahren. Die 
Entfernungspauschale gilt ebenfalls für die 
Benutzung des öffentlichen Personennahver- 
kehrs. Außerdem gibt diese hohe steuerliche 
Subvention des Autos einen massiven Anreiz 
zum steuerlichen Mißbrauch. 

31 und 

32 

Begrenzung des Werbungskostenabzugs bei 
doppelter Haushaltsführung auf zwei Jahre so- 
wie einheitliche Pauschalen für Umzugskosten. 
In diesem Abschnitt des Einkommensteuer- 
rechts werden ebenfalls die bereits genannten 
steuerfreien Einnahmen bei Trennungsgeldern, 
Umzugskostenvergütungen und Mehraufwen- 
dungen bei doppelter Haushaltsführung im 
öffentlichen Dienst neu geregelt. 

Das Steuerrecht sollte aus ökologischen und 
familienpolitischen Gründen keinen Anreiz 
bieten, über einen längeren Zeitraum eine 
doppelte Haushaltsführung aufrechtzu- 
erhalten. Zusätzlich ist die Differenzierung von 
Umzugskosten nach dienstlich und privat 
praxisuntauglich. Die Einführung von 
einheitlichen Pauschalen dienen zusätzlich zur 
Steuervereinfachung. 

33 

Die steuerlichen Vergünstigungen für 
hauswirtschaftliche Beschäftigungsverhält- 
nisse in Privathaushalten werden gestrichen. 

Der Deutsche Bundestag ist nicht der Auffas- 
sung, daß diese Regelung des Einkommensteu- 
errechts, geschweige denn seine Ausweitung, 
in großem Umfang neue sozialverträgliche 
Arbeitsplätze schafft. Die bisherige Regelung 
ermöglicht vor allem Spitzenverdienern unter 
bestimmten Voraussetzungen die Inanspruch- 
nahme dieser steuerlichen Vergünstigung. Sie 
ist eine weitere Ungerechtigkeit des Steuer- 
systems, die hier bereinigt werden soll. 

34 

Verheirateten mit einem steuerpflichtigen 
Einkommen, aus dem auch nur einmal 
Vorsorgeaufwendungen bestritten werden, 
können diese zukünftig nicht mehr doppelt 
steuermindernd geltend machen. 

Die Streichung der doppelten Vorsorgepau- 
schale für Ehepaare mit einem Einkommen ist 
Bestandteil der gewünschten Begrenzung des 
Splittingvorteils für Ehepaare zugunsten eines 
Familienlastenausgleichs, der vorrangig 
Familien mit Kindern begünstigt. Es gibt keine 
sachliche Begründung für eine doppelte 
Steuermilderung für eine nur einmal erbrachte 
Leistung. 
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lfd. Nr. 
Anlage 4 

Änderungen bei der Einkommensteuer 

Begründung 

35, 36, 

37 

Bestimmungen des Einkommensteuerrechts, 
die 40 Jahre nach Kriegsende keine Relevanz 
mehr haben, werden gestrichen. 

Die in diesen Bestimmungen ursprüngheh als 
Folge des Zweiten Weltkrieges steuerlich mit 
Recht zu begünstigenden Personengruppen, 
sind 40 Jahre nach Kriegsende weitgehend 
obsolet. Der Deutsche Bundestag folgt auch hier 
den Vorschlägen der Bareis-Kommission. 

38 

Streichen der steuerlichen Abzugsfähigkeit von 
Zinsen nach §§ 233 a, 234, 237 der Abgaben- 
ordnung. 

Diese Bestimmungen führen zu widersprüch- 
hchen Regelungen, daß z.B. Steuerschulden 
verzinst zu bezahlen sind und diese Zinsen 
wiederum als Sonderausgaben steuermildernd 
geltend gemacht werden können. Dagegen 
können Zinsen eines Kredites, der aufgenom- 
men wird, um eine Steuerschuld rechtzeitig zu 
begleichen, nicht eingestellt werden. 

39 

Die Bagatellgrenze bei Steuernachforderungen 
wird auf 50 DM erhöht. 

Der Verwaltungsaufwand bei Lohnsteuernach- 
forderungsbescheiden steht in keinem 

Verhältnis zum Ertrag dieser Regelung. Da 
diese Regelung bereits bislang im Vollzug 
unpraktikabel war, sind hier lediglich gering- 
fügige Steuermindereinnahmen zu erwarten. 


5. Gesamtbilanz der Reformvorschläge 

Bei einem Grundfreibetrag von 14 000 DM werden - bei 
gleichzeitiger Anhebung des Eingangssteuersatzes auf 25 % - 
die Bürgerinnen und Bürger um 28 Mrd. DM entlastet. Korri- 


Üb ersieht 2 


Finanzielle Auswirkungen der Reform 1996 

Mehr-/Mindereinnahmen 
(+) (“) 

(Position 1 bis 3 nur Lohnsteuer) 

1 . Steuerfreistellung des Existenzminimums 
von 14 000 DM für jeden Steuerpflichtigen 

- 55,1 Mrd. DM 

2 . Erhöhung Eingangssteuersatz auf 25 % 

+ 27,1 Mrd. DM 

3. Modifizierung Ehegattensplitting 
(- doppelter Grundfreibetrag 

- einfache Vorsorgepauschale 

- Splittingvorteil 14 000 DM) 

+ 22,6 Mrd. DM 

4. Abschaffung Kinderfreibetrag 

+ 18,0 Mrd. DM 

- Summe Lohnsteuer 

- zusätzüche Mehreinnahmen Einkommensteuer 

+ 12,6 Mrd. DM 
+ 3,8 Mrd. DM 

- Steuerreform insgesamt 

+ 16,4 Mrd. DM 
Mehreinnahmen 

5. Neues Kindergeld 

- Zwischensumme Kosten 

-41,2 Mrd. DM 
Mehrausgaben 
-24,8 Mrd. DM 

6. Abbau von Steuervergünstigungen 

+ 19,7 Mrd. DM 

Gesamtkosten Steuerreform 

- 5,1 Mrd. DM 


Vgl. zu den Berechnungen: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung -DIW: „Be- 
und Entlastungswirkungen alternativer Steuertarife nach Einkommensklassen und 
ihre finanziellen Auswirkungen für den Staat" ; Gutachten im Auftrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Deutschen Bundestag, Berlin, März 1995. 
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giert wird dies durch die Begrenzung des Splitting Vorteils, der 
zu Steuermehreinnahmen von etwa 22 Mrd. DM führen wird. 
Zusammen mit der Umstellung des Kinderleistungsausgleichs 
- hier geht es um eine deutliche Erhöhung der finanziellen 
Leistungen für Kinder, die zukünftig als Kindergeld ausge- 
zahlt werden soll - wird die gesamte Reform Kosten in Höhe 
von etwa 24 Mrd. DM führen. Diesen Kosten zugunsten eines 
gerechten Familienlastenausgleichs steht jedoch ein ausrei- 
chendes Mehraufkommen der Einkommensteuer durch einen 
deutlichen Abbau von Steuervergünstigungen gegenüber 
(Anlage 4). 

6. Föderale Auswirkungen 

Durch die deutlichen Abweichungen vom geltenden Steuer- 
recht bleibt in der Gesamtbilanz der Steuerreform die zusätz- 
liche Aufgabe, die Finanzverteilung zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen entsprechend der veränderten föderalen Fi- 
nanzströme der neuen Situation anzupassen. Die Zahlung des 
Kindergeldes ist Aufgabe des Bundes. Gegenüber dem Status 
quo wird die Bundesebene dadurch mit zusätzlich etwa 26 Mrd. 
DM belastet. Die Steuereinnahmen aus der Abschaffung des 
Kinderfreibetrages reichen zu einer Kompensation nicht aus, 
dies auch deshalb, da die Einkommensteuer auf alle drei 
Ebenen des Staates verteilt ist. Diese Mehrbelastungen des 
Bundes müssen deshalb durch eine Korrektur der Umsatzsteu- 
erverteilungen zwischen Bund und Ländern ausgeglichen 
werden. Die Finanzlage der Gemeinden gebietet es indessen, 
daß die kommunale Ebene im Hinblick auf steigende Finanz- 
verpflichtungen im sozialpolitischen Bereich dauerhaft ent- 
lastet wird. Sie sollte daher von der notwendigen Umvertei- 
lung im föderalen Finanzausgleich weitgehend ausgenom- 
men werden, so daß die Steuermehreinnahmen in Höhe von 
rund 5 Mrd. DM von den Kommunen zur Erfüllung der vom 
Bund übertragenen Finanzverpflichtungen etwa im Bereich 
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz herangezogen 
werden können. 

Übersicht 3 


Föderale Auswirkungen 
in Mrd. DM 



Bund 

Länder 

Gemeinden 

Steuern 

Kindergeld 



ESt-Reform 

+ 16,4 

+ 6,97 

-41,2 

+ 6,97 

+ 2,46 

Subventions- 
abbau + 19,7 

+ 8,37 


+ 8,37 

+ 2,95 

Summe 

-25,86 

+ 15,34 

+ 5,41 


DO Kompensation für den Bund im Rahmen des Länderfinanzaus- 
gleichs 

Vgl. zu den Berechnungen: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung - DIW: „Be- 
und Entlastungswirkungen alternativer Steuertarife nach Einkommensklassen und 
ihre finanziellen Auswirkungen für den Staat" ; Gutachten im Auftrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Deutschen Bundestag, Berlin, März 1995. 
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Anlage 1 


Grundtabelle 




Tarif 1990 



Variante 


Belastung 

ZU 





4 


bzw. 

versteuerndes 

Steuer 

Steuersätze 

Steuer 

Steuersätze 

Entlastung (-) 

Einkommen 


Durchschnitt- 

Grenz- 


Durchschnitt- 

Grenz- 

gegenüber 



Satz 

Satz 


Satz 

Satz 

Tarif 1990 

DM 

DM 

% 

% 

DM 

% 

% 


6 000 

0 

0.00 

0,00 

0 

0,00 

0,00 

0 

7 000 

267 

3,66 

19,00 

0 

0,00 

0.00 

-257 

9 000 

638 

7,08 

19,26 

0 

0,00 

0.00 

-638 

11 000 

1 029 

9,35 

19,87 

0 

0,00 

0,00 

-1 029 

13 000 

1 432 

11,02 

20.48 

0 

0,00 

0,00 

-1 432 

16 000 

1 848 

12,32 

21,09 

243 

1.62 

25,26 

-1 605 

17 000 

2 276 

13,39 

21,69 

753 

4,43 

25.78 

-1 523 

19 000 

2 716 

14,29 

22,30 

1 274 

6.71 

26,31 

-1 442 

21 000 

3 168 

15,09 

22,91 

1 806 

8,60 

26,84 

-1 362 

23 000 

3 632 

15,79 

23.52 

2 348 

10,21 

27.37 

-1 285 

25 000 

4 109 

16,43 

24,12 

2 900 

11,60 

27,90 

-1 208 

27 000 

4 597 

17,03 

24,73 

3 464 

12,83 

28.42 

-1 134 

29 000 

5 098 

17,58 

25,34 

4 037 

13,92 

28,95 

-1 061 

31 000 

5611 

18.10 

25,95 

4 622 

14,91 

29,48 

-989 

33 000 

6 136 

18,59 

26,56 

5 217 

15.81 

30.01 

-919 

35 000 

6 673 

19,07 

27,16 

5 822 

16,63 

30,54 

-851 

37 000 

7 222 

19,52 

27,77 

6 438 

17,40 

31,07 

-784 

39 000 

7 784 

19,96 

28,38 

7 065 

18,11 

31,59 

-719 

41 000 

8 358 

20,38 

28,99 

7 702 

18.79 

32,12 

-656 

43 000 

8 943 

20,80 

29,59 

8 350 

19,42 

32,65 

-594 

45 000 

9 541 

21,20 

30,20 

9 008 

20,02 

33,18 

-533 

47 000 

10 151 

21,60 

30,81 

9 677 

20,59 

33,71 

-475 

49 000 

10 774 

21.99 

31,42 

10 356 

21,14 

34,24 

-417 

51 000 

11 408 

22,37 

32.02 

11 046 

21,66 

34,76 

-362 

63 000 

12 055 

22.74 

32.63 

11 747 

22,16 

35,29 

-308 

66 000 

12 713 

23.12 

33,24 

12 458 

22,65 

35,82 

-255 

67 000 

13 384 

23.48 

33,85 

13 180 

23,12 

36,35 

-204 

69 000 

14 067 

23,84 

34,46 

13 912 

23.58 

36,88 

-155 

61 000 

14 762 

24,20 

35,06 

14 655 

24.02 

37,41 

-108 

63 000 

15 470 

24,56 

35,67 

15 408 

24.46 

37,93 

-62 

65 000 

16 189 

24.91 

36,28 

16 172 

24,88 

38,46 

- 17 

67 000 

16 921 

25,26 

36,89 

16 947 

25.29 

38,99 

26 

69 000 

17 665 

25.60 

37.49 

17 732 

25.70 

39,52 

67 

71 000 

18 421 

25.94 

38,10 

18 528 

26,10 

40.05 

107 

73 000 

19 189 

26,29 

38,71 

19 334 

26,48 

40,58 

145 

75 000 

19 969 

26.63 

39,32 

20 151 

26,87 

41.10 

182 

77 000 

20 761 

26.96 

39,92 

20 978 

27,24 

41,63 

217 

79 000 

21 566 

27.30 

40.53 

21 816 

27,62 

42,16 

250 

81 000 

22 383 

27,63 

41,14 

22 664 

27,98 

42.69 

282 

83 000 

23 212 

27,97 

41,75 

23 523 

28,34 

43,22 

312 

85 000 

24 053 

28,30 

42,36 

24 393 

28,70 

43,75 

340 

87 000 

24 906 

28,63 

42.96 

25 273 

29,05 

44,27 

367 

89 000 

25 771 

28.96 

43,57 

26 164 

29.40 

44.80 

393 

91 000 

26 649 

29,28 

44,18 

27 065 

29.74 

45,33 

417 

93 000 

27 538 

29,61 

44,79 

27 977 

30,08 

45,86 

439 

95 000 

28 440 

29.94 

45,39 

26 900 

30,42 

46.39 

460 

97 000 

29 354 

30,26 

46,00 

29 633 

30,76 

46,92 

479 

99 000 

30 280 

30,59 

46,61 

30 776 

31,09 

47,44 

496 

101 000 

31 218 

30,91 

47,22 

31 730 

31,42 

47.97 

512 

103 000 

32 169 

31,23 

47,82 

32 695 

31,74 

48,50 

526 

105 000 

33 131 

31,55 

48,43 

33 670 

32,07 

49,03 

539 

107 000 

34 106 

31,87 

49.04 

34 656 

32.39 

49.56 

550 

109 000 

35 093 

32,20 

49.65 

35 653 

32,71 

50,09 

560 

111 000 

36 092 

32.52 

50,26 

36 660 

33,03 

50,61 

568 

113 000 

37 103 

32,83 

50.86 

37 677 

33.34 

51,14 

574 

115 000 

38 126 

33,15 

51,47 

38 705 

33,66 

51,67 

579 

117 000 

39 162 

33,47 

52,08 

39 744 

33,97 

52.20 

582 

119 000 

40210 

33,79 

52,69 

40 793 

34,28 

52.73 

584 

121 000 

41 268 

34,11 

53,00 

41 852 

34,59 

53,00 

584 


(Ouelle- Deutsches Instltiii »r Wirtsduftslbrschung - DIW: "Be- und Entlastungswirkungen alternativer Steuenarite nach Einkommeraklassen 
und Ihre finanziellen Auswirkungen ftr den Staat"; Gutachten im Auftrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag, Berlin, Marz 
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Anlage 2 


Splittingtabelle 



Steuer nach 

Aufteilung des Einkommens 


Steuer nach 


Belastung 

zu 


70% 

30% 




bzw. 

versteuerndes 

Tarif 1990 

mit Berücksichtigung des 

Tarifvariante 

4A 

Entlastung (-) 

Einkommen 


Realsplittingbetrages 




^ gegenüber 



von 

14000 




Tarif 1990 



Partner 1 

Partner 2 

Partner 1 

1 Partner 2 

1 Insges. 


5 000 


2 500 

2 500 





7 000 

- 

3 500 

3 500 

- 

- 

- 

- 

9 000 

- 

4 500 

4 500 

- 

- 

- 

- 

11 000 

- 

5 50Ö 

5 500 

- 

- 

- 


13 000 

328 

6 500 

6 500 

- 

- 

- 

-328 

15 000 

698 

7 500 

7 500 

- 

- 

- 

-698 

17 000 

1 088 

! 8 500 

8 500 

- 

- 

- 

-1 088 

19 000 

i 1 462 

9 500 

9 500 

- 

- 

- 

-1 462 

21 000 

1 864 

1 10 500 

10 500 

- 

- 

- 

-1 864 

' 23 000 

2 250 

11 500 

11 500 

- 

- 

- 

-2 250 

25 000 

2 664 

12 500 

12 500 

- 

- 

- 

-2 664 

27 000 

3 085 

13 500 

13 500 

- 

- 

- 

-3 085 

29 000 

3 489 

14 500 

14 500 

118 

118 

237 

-3 252 

31 000 

3 921 

15 500 

15 500 

377 

377 

755 

-3 167 

33 000 

4 337 

16 500 

16 500 

626 

626 

1 251 

-3 086 

35 000 

4 783 

17 500 

17 500 

890 

890 

1 780 

-3 002 

37 000 

5210 

18 500 

18 500 

1 143 

1 143 

2 287 

-2 924 

39 000 

5 668 

19 500 

19 500 

1 413 

1 413 

2 827 

-2 841 

41 000 

6 108 

20 500 

20 500 

1 672 

1 672 

3 343 

-2 764 

43 000 

6 578 

21 500 

21 500 

1 947 

1 947 

3 894 

-2 684 

45 000 

7 029 

22 500 

22 500 

2211 

2211 

4 421 

-2 608 

47 000 

7 512 

23 500 

23 500 

2 491 

2 491 

4 983 

-2 529 

49 000 

7 975 

24 500 

24 500 

2 760 

2 760 

5 520 

-2 455 

51 000 

8 470 

25 500 

25 500 

3 046 

3 046 

6 093 

-2 377 

53 000 

8 945 

26 500 

26 500 

3 320 

3 320 

6 640 

-2 305 

55 000 

9 452 

27 500 

27 500 

3 612 

3 612 

7 223 

-2 229 

57 000 

9 939 

28 500 

28 500 

3 891 

3 891 

7 781 

-2158 

59 000 

10 459 

29 500 

29 500 

4 188 

4 188 

8 375 

-2 084 

61 000 

10 958 

30 500 

30 500 

4 472 

4 472 

8 943 

-2 014 

63 000 

11 490 

31 500 

31 500 

4 774 

4 774 

9 548 

-1 942 

65 000 

12 001 

32 500 

32 500 

5 063 

5 063 

10 127 

-1 874 

67 000 

12 546 

33 500 

33 500 

5 371 

5 371 

10 742 

-1 803 

69 000 

13 068 

34 500 

34 500 

5 665 

5 665 

11 331 

-1 737 

71 000 

13 625 

35 700 

35 300 

6 045 

5 913 

11 958 

-1 667 

73 000 

14 159 

37 100 

35 900 

6 479 

6 095 

12 574 

-1 585 

75 000 

14 729 

38 500 

36 500 

6 901 

6 278 

13 180 

-1 549 

77 000 

15 275 

39 900 

37 100 

7 346 

6 479 

13 825 

-1 450 

79 000 

15 857 

41 300 

37 700 

7 795 

6 664 

14 460 

-1 397 

81 000 

16 446 

42 700 

38 300 

8 250 

6 850 

15 100 

-1 345 

83 000 

17 009 

44 100 

38 900 

8 710 

7 038 

15 747 

-1 262 

85 000 

17610 

45 500 

39 500 

9 175 

7 226 

16 400 

-1 210 

87 000 

18 186 

46 900 

40 100 

9 645 

7 415 

17 060 

-1 126 

89 000 

18 799 

48 300 

40 700 

10 121 

7 604 

17 725 

-1 074 

91 000 

19 387 

49 700 

41 300 

10 601 

7 795 

18 397 

-990 

93 000 

20 013 

51 100 

41 900 

11 087 

7 987 

19 074 

-938 

95 000 

20 612 

52 500 

42 500 

11 578 

8 197 

19 776 

-836 

97 000 

21 250 

53 900 

43 100 

12 075 

8 391 

20 466 

-784 

99 000 

21 861 

55 300 

43 700 

12 576 

8 585 

21 162 

-699 

101 000 

22 512 

56 700 

44 300 

13 083 

8 781 

21 864 

-648 

103 000 

23 135 

58 100 

44 900 

13 575 

8 977 

22 553 

-582 

105 000 

23 798 

59 500 

45 500 

14 092 

9 175 

23 267 

-531 

107 000 

24 432 

60 900 

46 100 

14614 

9 373 

23 988 

-445 


(Quelle: Deutsches Institut für Wiilscliansforschung - DIW: "Be- und Entlastiingswirkuiigen alteniati\-er Steuertarife nach Einkonunensklassen 
und ilire finanziellen Auswirkungen für den Staat"; Gutachten im Auftrag der Fraktion Bündnis 90 ;Dio Grünen nn Bundestag, Berlin, Marz 
1995) 
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noch Anlage 2 


Splittingtabeiie 


zu 

versteuerndes 

Einkommen 

Steuer nach 

Tarif 1990 

Aufteilung des 
70% 

mit Berücksi 
Realsplittir 
von 

1 Einkommens 

30% 

chtigung des 
igbetrages 

14000 

Steuer nach 

Tarifvariante 

4A 

Belastung 

bzw. 

Entlastung (-) 
gegenüber 
Tarif 1990 

Partner 1 

Partner 2 

Partner 1 

1 Partner 2 

I Insges. 

109 000 

25 108 

62 300 

46 700 

15 142 

9 572 

24 714 

-394 

111 000 

25 754 

63 700 

47 300 

15 674 

9 773 

25 447 

-307 

113 000 

26 443 

65 100 

47 900 

16 212 

9 992 

26 204 

-238 

115 000 

27 101 

66 500 

48 500 

16 755 

10 194 

26 950 

-151 

117 000 

27 802 

67 900 

49 100 

17 303 

10 397 

27 701 

-101 

119 000 

28 471 

69 300 

49 700 

17 857 

10 601 

28 458 

- 13 

121 000 

29 185 

70 700 

50 300 

18415 

10 806 

29 222 

37 

123 000 

29 866 

72 100 

50 900 

18 979 

11 012 

29 992 

125 

125 000 

30 592 

73 500 

51 500 

19 548 

11 219 

30 767 

175 

127 000 

31 286 

74 900 

52 100 

20 123 

11 427 

31 549 

264 

129 000 

32 024 

76 300 

52 700 

20 680 

11 635 

32 315 

291 

131 000 

32 729 

77 700 

53 300 

21 264 

11 864 

33 128 

399 

133 000 

33 480 

79 100 

53 900 

21 854 

12 075 

33 929 

449 

135 000 

34 237 

80 500 

54 500 

22 449 

12 286 

34 735 

498 

137 000 

34 960 

81 900 

55 100 

23 049 

12 499 

35 548 

588 

139 000 

35 729 

83 300 

55 700 

23 654 

12 712 

36 366 

637 

141 000 

36 464 

84 700 

56 300 

24 265 

12 927 

37 191 

727 

143 000 

37 246 

86 100 

56 900 

24 880 

13 142 

38 022 

776 

145 000 

37 993 

87 500 

57 500 

25 501 

13 358 

38 859 

867 

147 000 

38 787 

88 900 

58 100 

26 127 

13 575 

39 703 

915 

149 000 

39 546 

90 300 

58 700 

26 759 

13 813 

40 572 

1 026 

151 000 

40 352 

91 700 

59 300 

27 395 

14 032 

41 427 

1 075 

153 000 

41 123 

93 100 

59 900 

28 037 

14 252 

42 289 

1 167 

155 000 

41 942 

94 500 

60 500 

28 684 

14 473 

43 157 

1 215 

157 000 

42 724 

95 900 

61 100 

29 311 

14 695 

44 006 

1 282 

159 000 

43 556 

97 300 

61 700 

29 968 

14 918 

44 886 

1 330 

161 000 

44 350 

98 700 

62 300 

30 630 

15 142 

45 772 

1 422 

163 000 

45 194 

100 100 

62 900 

31 298 

15 367 

46 664 

1 470 

165 000 

: 46 000 

101 500 

63 500 

31 971 

15 592 

47 563 

1 563 

167 000 

46 856 

102 900 

64 100 

32 649 

15 839 

48 488 

1 632 

169 000 

47 674 

104 300 

64 700 

33 332 

16 067 

49 399 

1 725 

171 000 

48 543 

105 700 

65 300 

34 020 

16 295 

50 316 

1 773 

173 000 

49 372 

i 107 100 

65 900 

34 714 

16 525 

51 239 

1 866 

175 000 

50 254 

’ 108 500 

66 500 

35 413 

16 755 

52 168 

1 914 

177 000 

51 095 

109 900 

67 100 

36 117 

16 987 

53 103 

2 008 

179 000 

51 989 

111 300 

67 700 

36 826 

17219 

54 045 

2 056 

181 000 

52 842 

112 700 

68 300 

37 540 

17 452 

54 992 

2 150 

183 000 

53 749 

114 100 

68 900 

38 232 

17 686 

55 918 

2 170 

185 000 

54 613 

115 500 

69 500 

38 957 

17 942 

56 899 

2 286 

187 000 

55 532 

116 900 

70 100 

39 687 

18 179 

57 865 

2 333 

189 000 

56 458 

118 300 

70 700 

40 422 

18415 

58 837 

2 380 

191 000 

57 340 

119 700 

71 300 

41 162 

18 653 

59 815 

2 475 

193 000 

58 278 

121 100 

71 900 

41 906 

18 892 

60 798 

2 520 

195 000 

59 172 

122 500 

72 500 

42 650 

19 132 

61 782 

2610 

197 000 

60 123 

123 900 

73 100 

43 394 

19 373 

62 767 

2 644 

199 000 

61 029 

125 300 

73 700 

44 138 

19614 

63 753 

2 724 

201 000 

61 992 

126 700 

74 300 

44 883 

19 857 

64 739 

2 748 

203 000 

62 910 

128 100 

74 900 

45 627 

20 123 

65 749 

2 840 

205 000 

63 885 

129 500 

75 500 

46 371 

20 367 

66 738 

2 853 

207 000 

64 815 

130 900 

76 100 

47 115 

20 613 

67 727 

2 913 

209 000 

65 802 

132 300 

76 700 

47 859 

20 859 

68 718 

2 916 

211 000 

66 744 

133 700 

77 300 

48 575 

21 106 

69 681 

2 937 

213 000 

67 744 

135 100 

77 900 

49 319 

21 355 

70 673 

2 929 


(Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaflsforschuug - DIW: "Be- und Eutlastungswirkungen alternativer Steuertarife nach ElakonmKnsklassen 
und ilire finanziellen Auswirkungen für den Staat"; Gutachten ini Auftrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen iin Bundestag, Berlin, März 
1995) 
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Drucksache 13/936 


noch Anlage 2 


Splittingtabelle 



Steuer nach 

Aufteilung des Einkommens | 


Steuer nach 


Belastung 

ZU 


70% 

30% 




bzw. 

versteuerndes 

Tarif 1990 

mit Berücksichtigung des 

Tarifvariante 

4A 

Entlastung (-) 

Einkommen 


Reaisplittingbetrages 




gegenüber 



von 

14000 




Tarif 1990 



Partner 1 

Partner 2 

Partner 1 | 

Partner 2 

1 Insges. 


215 000 

68 697 

136 500 

78 500 

50 063 

21 604 

71 666 

2 969 

217 000 

69 710 

137 900 

79 100 

50 807 

21 854 

72 661 

2 951 

219 000 

70 675 

139 300 

79 700 

51 551 

22 105 

73 656 

2 981 

221 000 

71 700 

140 700 

80 300 

52 295 

22 380 

74 675 

2 975 

223 000 

72 677 

142 100 

80 900 

53 039 

22 633 

75 672 

2 995 

225 000 

73 715 

143 500 

81 500 

53 783 

22 887 

76 670 

2 955 

227 000 

74 703 

144 900 

82 100 

54 527 

23 142 

77 669 

2 966 

229 000 

75 753 

146 300 

82 700 

55 272 

23 397 

78 669 

2 916 

231 000 

76 754 

147 700 

83 300 

56 016 

23 654 

79 670 

2 916 

233 000 

77 816 

149 100 

83 900 

56 760 

23 912 

80 672 

2 855 

235 000 

78 829 

150 500 

84 500 

57 504 

24 170 

81 674 

2 846 

237 000 

79 904 

151 900 

85 100 

58 219 

24 430 

82 649 

2 746 

239 000 

80 928 

153 300 

85 700 

58 964 

24 714 

83 678 

2 750 

241 000 

82 014 

154 700 

86 300 

59 708 

24 975 

84 683 

2 669 

243 000 

83102 

156 100 

86 900 

60 452 

25 238 

85 690 

2 588 

245 000 

84 132 

157 500 

87 500 

61 196 

25 501 

86 697 

2 565 

247 000 

85 220 

158 900 

88 100 

61 940 

25 765 

87 705 

2 486 

249 000 

86 250 

160 300 

88 700 

62 684 

26 031 

88 715 

2 465 

251 000 

87 338 

161 700 

89 300 

63 428 

26 297 

89 725 

2 387 

253 000 

88 368 

163 100 

89 900 

64 172 

26 564 

90 736 

2 368 

255 000 

89 456 

164 500 

90 500 

64 917 

26 832 

91 748 

2 293 

257 000 

90 486 

165 900 

91 100 

65 661 

27 125 

92 786 

2 300 

259 000 

91 573 

167 300 

91 700 

66 405 

27 395 

93 800 

2 226 

261 000 

92 604 

168 700 

92 300 

67 149 

27 666 

94 815 

2211 

263 000 

93 691 

170 100 

92 900 

67 893 

27 938 

95 831 

2 139 

265 000 

94 722 

171 500 

93 500 

68 609 

28 211 

96 819 

2 097 

267 000 

95 809 

172 900 

94 100 

69 353 

28 484 

97 837 

2 028 

269 000 

96 840 

174 300 

94 700 

70 097 

28 759 

98 856 

2 016 

271 000 

97 927 

175 700 

95 300 

70 841 

29 034 

99 875 

1 948 

273 000 

98 957 

177 100 

95 900 

71 585 

29 311 

100 896 

1 938 

275 000 

100 045 

178 500 

96 500 

72 329 

29 613 

101 943 

1 898 

277 000 

101 075 

179 900 

97 100 

73 073 

29 892 

102 965 

1 890 

279 000 

102 163 

181 300 

97 700 

73 817 

30 171 

103 989 

1 826 

281 000 

103 193 

182 700 

98 300 

74 561 

30 451 

105 013 

1 820 

283 000 

104 281 

184 100 

98 900 

75 306 

30 733 

106 038 

1 758 

285 000 

105 311 

185 500 

99 500 

76 050 

31 015 

107 065 

1 753 

287 000 

106 399 

186 900 

100 100 

76 794 

31 298 

108 092 

1 693 

289 000 

107 429 

188 300 

100 700 

77 538 

31 582 

109 120 

1 691 

291 000 

108 516 

189 700 

101 300 

78 253 

31 867 

110120 

1 604 

293 000 

109 547 

191 100 

101 900 

78 998 

32 179 

111 176 

1 629 

295 000 

110634 

192 500 

102 500 

79 742 

32 466 

112 207 

1 573 

297 000 

111 722 

193 900 

103 100 

80 486 

32 753 

113 239 

1 517 

299 000 

112 752 

195 300 

103 700 

81 230 

33 042 

114 272 

1 520 

301 000 

113 840 

196 700 

104 300 

81 974 

33 332 

115 306 

1 466 

303 000 

114 870 

198 100 

104 900 

82 718 

33 622 

116 341 

1 471 

305 000 

115 958 

199 500 

105 500 

83 462 

33 914 

117 376 

1 419 

307 000 

116 988 

200 900 

106 100 

84 206 

34 206 

118413 

1 425 

309 000 

118 076 

202 300 

106 700 

84 951 

34 500 

119 450 

1 375 

311 000 

119 106 

203 700 

107 300 

85 695 

34 821 

120 516 

1 410 

313 000 

120 193 

205 100 

107 900 

86 439 

35 116 

121 555 

1 362 

315 000 

121 224 

206 500 

108 500 

87 183 

35 413 

122 596 

1 372 

317 000 

122 311 

207 900 

109 100 

87 927 

35 710 

123 637 

1 326 


(Quelle: 
und ilire 
1995) 


fmaiizicllcn Auswirkungen für den Staat"; Guiachten im Auftrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen iin Bundestag, Berlin, Marz 
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Be- und Entlastung der Steuerpflichtigen gegenüber Tarif 1990 



Einkommen in DM 

''■) Aufteilung des gemeinsamen Einkommens auf die Ehepartner in Steuerklasse IV in vH. 





Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/936 


Anlage 4 Übersicht Änderungen des Einkommensteuerrechts 


Mehr- /Mindereinnahmen in Mio. DM 


lfd. Nr. 

§§ 

Kur zb ezeichnung 

Mio. DM 

der 

Gesamtliste 

EStG 




I Abbau von Steuervergünstigungen bei der 

Unternehmensbesteuerung und für Besserverdienende 


1 

4 Abs. 4, §9 

Abs. 1 

Einschränkung der steuerlichen Berücksichtigung 
betrieblich genutzter Luxus-PKW auf 50 000 

200 

2 

4 Abs. Si.V.m. 
§40AO 

Abschaffung steuerlicher Abzugsfähigkeit für 

Schmiergeld 

100 

3 

4 Abs. 5 Nr. 6 

Pauschalierung der privaten Nutzung betrieblicher PKW 
mit 50 % 

300 

4 

4 Abs. 5 Nr. 1 

Aufhebung der steuerlichen Berücksichtigung von 
Geschenken 

225 

5 

4 Abs. 5 Nr. 2, 

§9 Abs. 5 

Streichung Bewirtungskosten 

1000 

6 

6a 

Erhöhung des Rechnungszinsfußes bei 
Pensionsrückstellungen auf 6,5 % 

1500 

7 

lOd 

Begrenzen des Verlustrücktrags auf 2 Mio. 

500 

8 

17 

Ausdehnung der steuerlichen Erfassung von Gewinnen aus 
Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften 

250 

9 

23Abs. INr. Ib 

Ausdehnung der steuerlichen Erfassung von 
Spekulationsgewinnen auf 2 Jahre, Grundstücke 5 Jahre 

1000 

10 

32c 

Verzicht auf die Senkung des ESt-Spitzensatzes für 
gewerbliche Einkünfte 

1700 

11 

34 Abs. 1 

Die Steuerermäßigung auf außerordentliche Einkünfte 
(Veräußerungsgewinne, Abfindungen etc.) bis zu 30 Mio. DM 
auf den halben Durchschnittsteuersatz wird entsprechend 
den Vorschlägen der Bareis-Kommission eingeschränkt. 

2 800 

12 

40a 

Anhebung und Vereinheitlichung des Pausch-Steuersatzes 
für geringfügig Beschäftigte auf generell 25 % 

1000 

13 

21 i.V.m. 17 und 
23 Abs. 1 

Nr. 1 a) 

Vorschlag Bareis-Kommission: Einbeziehung 
Veräußerungsgewinne von Grundstücken in Einkunftsart 
„Vermietung und Verpachtung“ 

3 600 


Einschränkung steuerfreier Einnahmen, 

Frei- und Entlastungsbeträgen 

14 

3 Nr. 3 

Kapitalabfindungen der gesetzl. Rentenversicherung und 
Beamten (Pensions-) Gesetze werden nur mit einem Frei- 
betrag von 50 000 DM mildernd berücksichtigt. 

Einnahme kann über längstens 4 Jahre versteuert 
werden, um die Progressionswirkung zu mildern. 

•) 

15 

3 Nr. 4 

Barleistungen für Einkleidungsbeihilfen etc. für Dienst- 
kleidung werden zukünftig besteuert. Aufwendungen 
des Arbeitnehmers können als Werbungskosten nach § 9 a 
berücksichtigt werden ! 

•) 

16 

3 Nr. 9 

Abfindungszahlungen nach Kündigung des Arbeits- 
verhältnisses, Regelung wie bei lfd. Nr. 14 

900 


25 
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noch Anlage 4 Übersicht Änderungen des Einkommensteuerrechts 


Mehr-/Mindereinnahmen in Mio. DM 


lfd. Nr. 

§§ 

Kurzb ezeichnung 

Mio. DM 

der 

Gesamtliste 

EStG 



17 

3 Nr. 10 

Übergangsgelder, Übergangsbeihilfen aufgrund Entlassung 
aus einem Dienstverhältnis, Regelung wie bei lfd. Nr. 14 

•) 

18 

3 Nr. 12 

Aufwandsentschädigungen im öffentl. Dienst, Regelung 
wie lfd. Nr. 15 

•) 

19 

3 Nr. 13 

Umzugskostenvergütungen, Trennungsgelder, 
Verpflegungsmehraufwendungen im öffentl. Dienst außer 
Reisekosten werden zukünftig als Werbungskosten nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 5 berücksichtigt 

•) 

20 

3 Nr. 15 

Zuwendungen des Arbeitgebers anl. Eheschließung 
und Geburt 

20 

21 

3 Nr. 16 

Umzugskosten und Mehraufwendungen bei doppelter 
Haushaltsführung außer Reisekosten, Regelung analog 

Nr. 19 

•) 

22 

3 Nr. 30 

Werkzeuggeld für betriebl. genutztes privates Werkzeug 

V. Arbeitnehmern, Regelung wie Nr. 15 

•) 

23 

3 Nr. 31 

Barleistungen des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer für 
den Erwerb von Berufskleidung, Regelung wie Nr. 15 

•) 

24 

20 Abs. 1 Nr. 6 

Steuerfreiheit für Zinsen aus Lebensversicherungen soll 
abgeschafft werden, statt dessen Kapitalertragsteuer 
von 30 % 

200 

25 

24 a 

Streichen des Altersentlastungsbetrages 

720 

26 

33 a Abs. 2 

Nr. 1 

Ausbildungsfreibetrag für auswärtig untergebrachte Kinder 
unter 18 streichen 

90 

27 

33 a Abs. 2 

Nr. 2 

Vereinheitlichung Ausbildungsfreibetrag für Kinder über 

18 auf 3 000 DM 

130 

28 

49 und 50 a 

Abs. 4 

Anhebung des pauschalen Steuerabzugs auf inländische 
Einkünfte von im Ausland lebenden Sportlern, Künstlern 
u. ä. auf 35 % 

80 


III 


Einschränkung des Abzugs von Betriebsausgaben, 
Werbungskosten und Sonderausgaben 


29 

4 Abs. 4, §9 

Abs. 1 Nr. 6 

Beschränkung Abzugsfähigkeit häusliches Arbeitszimmer 
auf max. 2 000 DM jährlich 

150 

30 

§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 
Abs. 2 und § 4 
Abs. 5 Nr. 6 

Einführung einer Entfernungspauschale (50 Pf/km) , 
pauschal 228 Tage im Jahr 

2 000 

31 

9 Abs. 1 Nr. 5 

Begrenzung Werbungskostenabzug bei doppelter 
Haushaltsführung auf zwei Jahre, hier werden ebenfalls 
die neuen Regelungen für o.g. §3 Nr. 13 u. 16 eingefügt 

1 000 

32 

9 

Einfügen: einheitliche Pauschalen für Umzugskosten, 
Einnahmen nicht bezifferbar 

') 

33 

10 Abs. 1 Nr. 8 

Streichen der Vergünstigungen für hauswirtschaftliche 
Beschäftigungsverhältnisse ( „ Dienstmädchenprivileg " ) 

225 


26 
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Übersicht Änderungen des Einkommensteuerrechts 


IV 


V 


Mehr-/Mindereinnahmen in Mio. DM 


lfd. Nr. 

§§ 

Kurzbezeichnung 

Mio. DM 

der 

Gesamtliste 

EStG 



34 

lOcAbs. 4 

Streichen der doppelten Vorsorgepauschale für 

Verheiratete mit einem steuerpflichtigen Einkommen und 
gemeinsamer Veranlagung [Die Einnahmen von 

10,6 Mrd. DM sind bereits im Gesamtbetrag Modifizierung 
Ehegattensplitting (Nr. 40) enthalten.] 

10 600 


Rechtsbereinigungen und Steuervereinfachungen 


35 

3 Nr. 18 

Aufgeld für ein an die Lastenausgleichsbank zugunsten 
des Ausgleichsfonds gegebenes Darlehen 

+) 

36 

3 Nr. 21 

Zinsen aus Schuldbuchforderungen im Sinne des § 35 Abs. 1 
Allg. Kriegsfolgengesetz 

+) 

37 

3 Nr. 49 

Zuwendungeneines ehern, alliierten Besatznngssoldaten 
an seine in Deutschland lebende Ehefrau 

+) 

38 

10 Abs. 1 Nr. 5 

Streichen von Zinsen nach §§ 233 a, 234, 237 AO, 

Einnahmen nicht bezifferbar 

+) 

39 

41 c Abs. 4 

Satz 2i.V.m. 

§ 42 d Abs. 5 

Zur Verringerung gesonderter Lohnsteuer- 
nachforderungsbescheide, Erhöhen der Bagatellgrenze 
bei Steuernachforderungen auf 50 DM 
(= geringfügige Steuermindereinnahmen) 

+) 

40 

43 a Abs. 1 

Vereinheitlichung der Kapitalertragsteuersätze, 

Dividenden und T af elgeschäf te bleiben bei den bisherig en 
Sätzen von 25 und 35 % , alle anderen 30 % 

50 


Summe Abbau Steuervergünstigungen 19 740 


Reform 1996: Steuerfreistellung des Existenzminimums, 
Ehegattensplitting und Kindergeld 


41 

26 

Aufhebung Ehegattensplitting, modifizierters Realsphtting 
(nur Lohnsteuer) 

22 600 

42 

32 Abs. 6 

Abschaffung Kinderfreibetrag (Lohn- und 
Einkommensteuer) 

18 000 

43 

32 a, 32c,32d, 

34 h 

Tarif 96: Steuerfreistellung des Existenzminimums (nur 
Lohnsteuer) 

- 55 100 

44 

32a 

Anheben Eingangssteuersatz auf 25 % (nur Lohnsteuer) 

27 100 

45 


Zusätzl. Mehreinnahmen bei Einkommensteuer im Bereich 
Ehegattensplitting und Eingangssteuersatz, bereinigt 
um Mehrausgaben beim Existenzminimum 

3 800 


SUMMEN Steuermehreinnahmen Tarifreform 16 400 

SUMME Steuermehreinnahmen Subventionsabbau 19 740 


46 


Kindergeld 300 DM pro Kind - abzgl. jetzt gezahltes 
Kindergeld in Höhe von insg. 17,5 Mrd. DM (nur Bund) 

- 41 200 

Summe Reform 1996 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- 5 060 


Anmerkungen: * ) Einnahmen nicht bezifferbar bzw. neutral durch Umstellung zu Werbungskosten. 

+) Einnahmen nicht bezifferbar, i.d.R. haben sich diese Vergünstigungen mangels Ziel- 
gruppe erledigt. 


27 
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